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Kleine Anfrage 1069 
des Abgeordneten Steffen John (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Investitionsvorhaben Red Bull in Baruth/Mark 

Laut Medienberichten wurde der Ausbau des Red-Bull-Standorts in Baruth/Mark Anfang des 
Jahres gestoppt: „Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hatte den Bebauungs-
plan für das geplante Industriegebiet außer Kraft gesetzt. Damit dürften die vorgesehenen 
17 Hektar Wald nicht gerodet und der Bau der neuen Dosenfabrik zunächst nicht begonnen 
werden.“1 

Geklagt hatte das Umwelt-Netzwerk Grüne Liga. Das Gericht stoppte das Vorhaben aller-
dings nicht wegen Umwelt- oder Wasserbedenken, sondern aufgrund eines formalen Feh-
lers: Die im gesamten Plangebiet festgelegten Lärmbeschränkungen entsprechen nicht den 
gesetzlichen Vorgaben für ein Industriegebiet. Der Eilbeschluss ist unanfechtbar, eine end-
gültige Entscheidung soll im Hauptverfahren folgen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie ist der Stand des Hauptverfahrens bzw. welche Entscheidungen sind getroffen 
worden? 

2. Gibt es neben den formalen Gründen (Lärmbeschränkungen) des ursprünglichen Bau-
stopps weitere Gründe, die dem neuen Planungsverfahren im Wege stehen? 

3. Welche konkreten Initiativen hat die Landesregierung wann unternommen, das Inves-
titionsvorhaben zu begleiten und zu unterstützen? 

4. Welche Erkenntnisse zieht die Landesregierung aus diesem konkreten Fall hinsichtlich 
des Abbaus bürokratischer Hürden? 

 

 

 
1 Vgl. https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2026/03/red-bull-rauch-baruth-neuer-bebauungsplan.html, ab-
gerufen am 19.05.2026. 
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